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Ärztliche Versorgung aus dem Abseits holen:

Ärztezentrum notwendig 
as Ende naht und der 
finale Schreck wird groß
 sein, sehr groß  -  im 

Sinne von sehr, sehr viel Geld.
Am 31. März war der Stichtag 
für die Angebotsabgabe zum 
Kauf der maroden staatlichen 
HSH-Nordbank. Angeblich soll 
es Kaufinteressenten geben, die
Verantwortlichen in den Landes-
regierungen von Hamburg und
Schleswig-Holstein halten sich 
jedoch bedeckt. Zwar geht es
um zig Milliarden Euro, die letzt-
lich wir Steuerzahler tragen 
müssen – aber Informationen 
werden der Öffentlichkeit vor-
enthalten! Auch im Schleswig-
Holsteinischen Landtagswahl-
kampf wurde das Thema ge-
schickt rausgehalten.

Werner Marnette, ehemali-
ger CDU-Wirtschaftsminister in 
Schleswig-Holstein, geht davon 
aus, dass erfolgreiche Verkaufs-
absichten nur vorgegaukelt wer-
den und der Verkauf letztlich 
platzen werde. (HH-Abendblatt, 7.4.2017).

Wir sind gespannt, wie die
neue Landesregierung den Scha-
den von rund 10 Milliarden Euro
regulieren will und welche Ein-
schnitte es zu Lasten der Städte
und Gemeinden geben soll. Die
Stadt Barmstedt hat jetzt schon
aufgrund der zu geringen Steu-
erzuweisungen durch Land und 
Bund ein jährliches Haushalts-
defizit von rd. 5 Millionen Euro. 
Letzte Meldung vor 
Redaktionsschluss:
Der Hamburger Reeder Bertram 
Rickmers muss die Mehrheit an
seinem Unternehmen verkau-
fen und noch zusätzlich 30 Mil-
lionen Euro aus seinem Privat-
vermögen drauflegen, weil er 
sich mit seinen Schiffen ver-
zockt hat. Ihm und seinem Geld 
weinen wir keine Träne nach, 
schlimm ist aber, dass hier auch 
zahlreiche Arbeitsplätze in Ge-
fahr sind. Gleichzeitig muss der 

„Rickmers Maritime Trust“ mit 
Sitz in Singapur abgewickelt 
werden. Und wer hat wohl rund
188 Millionen Euro in diese An-
leihe eingezahlt? Richtig: Die 
HSH Nordbank.
Auch ein Großteil dieses Geld 
dürfte schon mal futsch sein.

ie Älteren unter Ihnen er-
innern sich bestimmt: 
Man ging beim Arzt ins 

Wartezimmer, fragte „wer war 
der Letzte?“ und wusste dann, 
wann man an der Reihe war. 
Später wurde dieses „System“ 
vielfach mit dem Ziehen von 
Nummern abgelöst.

Die Rezeptgebühr betrug in 
dieser Zeit übrigens 0,50 DM 
(also fünfzig Pfennige)!

Die verschiedenen Bundesre-
gierungen haben es in den ver-
gangenen Jahrzehnten geschafft, 
unser Gesundheitssystem Schritt 
für Schritt zu einem schwerkran-
ken Patienten zu machen.

Überfüllte Wartezimmer in 
den Arztpraxen, Termine nur 
nach vorheriger Vereinbarung – 
oftmals erst nach mehrwöchiger 
Wartezeit – und teilweise hohe 
Kosten für Medikamente sind nur 
einige Negativ-Beispiele.  Ge-
winner sind – mal wieder – die 
großen Pharmakonzerne sowie 
private Krankenhausbetreiberka-
pitalgesellschaften (SANA, Askle-
pios etc.), die riesige Gewinne zu 
Lasten der Beschäftigten und der 
Patienten einsacken.

Wie absurd ist es, dass die 
gesetzlichen Krankenkassen be-
stimmte sinnvolle Vorsorgeunter-
suchungen nicht bezahlen (so-
genannte IGEL-Leistungen), 
dafür aber später die wesentlich 
höheren Behandlungskosten 

tragen müssen?!
In unserer letzten BALL-Zei-

tung haben wir eine Blitzumfrage 
zur medizinischen Versorgung 
in unserer Stadt gestartet. Das 
Ergebnis, auch wenn die Umfrage 
nicht repräsentativ ist, zeigt einen 
nicht zu übersehenden Trend: 
alle Befragten, die sich an der 
Umfrage beteiligten, empfinden 
die Versorgung als unzureichend. 
Das betrifft den Fachärztemangel, 
aber auch die Anzahl der nieder-
gelassenen Hausärzte. Insbeson-
dere tritt der Wunsch nach einem 
Augenarzt hervor.

Und während die Bürgerinnen 
und Bürger den Mangel laufend 
erfahren, besteht nach offiziellen 
Statistiken sogar eine Überver-
sorgung mit Ärzten. Aber damit 
dürfen sich Politik und Verwal-
tung nicht zufrieden geben! In
den am 07.04.2014 von der 
Stadtvertretung beschlossenen 
„Festlegungen für die Zukunft“ 
heißt es: „Barmstedt bleibt der 
attraktivste Wohn- und Erholungs-
ort im Nordwesten der Metropol-
region Hamburg“. Aber was bitte 
ist an ärztlicher Unterversorgung 
attraktiv?

Wer eine attraktive und wach-
sende Stadt will, muss auch be-
reit sein, über den Tellerrand zu 
gucken und Alternativen zu su-
chen. Dazu gehört auch, neue 
Möglichkeiten zur Realisierung 
eines Gesundheitszentrums aus-
zuloten – siehe nachfolgende 
Beispiele.

Da sind die Forderungen des 
Seniorenbeirates der Stadt genau 
richtig, der weiter um die Ansied-
lung von Fachärzten in Barmstedt 
kämpfen wird. Die BALL unter-
stützt diese Forderungen und wir 
begrüßen es, dass auf Initiative  

des Seniorenbeirates ein „Runder 
Tisch“ mit den Fraktionen der 
Stadtvertretung, der Verwal-
tung und mit dem Dithmarscher 
Gesundheitskoordinator Harald 
Stender ins Leben gerufen wer-
den soll.

➜  Möglichkeit 1:
Der Seniorenbeirat hat Kontakt 
zur Kieler Bellevue Augenklinik 
aufgenommen. Diese Klinik be-
treibt auch Praxis-Niederlassun-
gen in verschiedenen Städten –
unter anderem in Pinneberg. In 
diesen Praxen werden nicht nur 
Privatpatienten sondern überwie-
gend gesetzlich Versicherte be-
handelt. So etwas müsste doch 
auch in Barmstedt möglich sein.

➜  Möglichkeit 2: 

   Büsum geht neue Wege

In Büsum gab es lange Zeit ein ähn-
liches Problem wie in Barmstedt. 
Dort hat die Verwaltung ein Ge-
sundheitszentrum als „Eigenein-
richtung“ geschaffen. Die dortigen 
(Haus)Ärzte sind Angestellte einer 
gegründeten gemeinnützigen Ge-
sellschaft, die mit der Ärztegenos-
senschaft Nord zusammen arbeitet. 
Verwaltungstechnische Aufgaben 
– wie z.B. Abrechnungen – über-
nimmt eine zentrale Verwaltung; 
die Ärzte können sich somit auf die 
Behandlungen konzentrieren. Ne-
ben den Hausärzten gibt es im Zen-
trum Physiotherapie und Heilprakti-
ker und weitere (Fach)Ärzte können 
hinzukommen.

Dieses in Deutschland bisher 
einmalige Modellprojekt wurde 
finanziell durch die Kassenärztliche 
Vereinigung gefördert.
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HSH-Bank
in der
Sackgasse

Z ukunftsängste plagen immer mehr Menschen, wenn sie Post 
von der Rentenversicherung erhalten. Wer den gesetzlichen 
Mindestlohn von 8,84 Euro bezieht, müsste für eine Netto-

rente in Höhe der Grundsicherung von 803 Euro fast 60 Jahre lang 
arbeiten. Bereits heute leben 1,6 Millionen Frauen und 1,1 Millionen 
Männer nach ihrem 65. Geburtstag in Armut. Seit den 1990er Jahren 
haben CDU/CSU, FDP, SPD und Grüne langfristige Rentenkürzungen 
beschlossen, die Hinterbliebenenrente gekürzt und die Berufsunfä-
higkeitsrente für viele durch die schlechtere Erwerbsminderungsrente 
ersetzt. Die Rente wurde mit Sozialversicherungsbeiträgen und Steu-
ern belastet. Auch die im Jahr 2006 erfolgte Anhebung des Renten-
eintrittsalters auf 67 Jahre brachte zusätzliche Kürzungen für alle, 
die aus gesundheitlichen Gründen vorzeitig in Rente gehen müssen.

I

Umweltausschuss berät über Lärmbelästigungen durch die Meierei/Käsefabrik

BALL: Lärmmessungen überfällig!
m Herbst 2015 wandte 
sich die Anwohnerinitiative 
„Mut zur Vernunft” mit der 

Forderung nach Erstellung neuer 
Lärmgutachten an das Umwelt-
ministerium in Kiel sowie an 
alle Fraktionen der Barmstedter 
Stadtvertretung. Auf Antrag der 
BALL-Fraktion wurde im Januar 
2016 im Umweltausschuss der 
Stadt darüber beraten. Die Aus-
schussmitglieder einigten sich 
darauf, zunächst einen Sach-
verständigen mit der Prüfung 
vorhandener Lärmgutachten 
und Messberichte bezüglich der 
Meierei/Käsefabrik zu beauftra-
gen. Im Umweltausschuss sollten 
dann die Ergebnisse des Prüfers 
ausgewertet werden, und es 
sollte über die Erstellung neuer 

Lärmmessungen entschieden 
werden. Eine Stellungnahme 
des Sachverständigen liegt jetzt 
vor. Die BALL-Fraktion hat die 

Beratung darüber für Ende Mai 
im Umweltausschuss beantragt.

Die Ausgangspunkte für die 
Forderung der Anwohnerinitiative 

an hört von Regierungs-
seite immer wieder, 
dass es notwendig ist,

die Ursachen des Flüchtlings-
stroms zu beseitigen. Aber meis-
tens wird dann nur der augen-
blickliche Krieg in Syrien und im 
Irak genannt. Was besonders 
aber von Frau Merkel und ihrer 
Regierung weitgehend ver-
schwiegen wird ist:
■   Die westlichen Staaten – vo-
ran die USA, Großbritannien und 
Frankreich – haben in den letzten 
Jahren hunderttausende Bomben 
auf die Länder des nahen und 
mittleren Ostens abgeworfen.
■   Drohnenangriffe gehören mitt-
lerweile zum tödlichen Tagesge-

schäft des Friedensnobelpreis-
trägers Barack Obama.
■   Die CIA war es, die mit finan-
zieller und logistischer Unterstüt-
zung islamistische Milizen wie 
die Taliban oder den IS erst groß 
gemacht haben. 
■   Die Türkei bombardiert in 
Syrien die kurdischen Kräfte, 
während der Nachschub für den 
IS ebenfalls nach wie vor über 
dieses Land führt. 
■   Und nicht zuletzt sind es die 
Rüstungsexporte – in vorderster 
Front dabei deutsche Firmen! –.
die dafür sorgen, dass Krieg 
geführt werden kann. Deutsche 
Firmen liefern an Saudi Arabien 
und Katar. Die beiden Länder 

sind die Hauptfinanziers des 
„Islamischen Staates“.

Solange diese Machtpolitik 
anhält, wird es immer Menschen 
geben, die aus Angst um ihr Le-
ben aus ihrer Heimat flüchten 
werden. In diesem Zusammen-
hang ist es der blanke Hohn, das 
die Hauptverursacher der Krise 
(nämlich USA, GB und Frankreich) 
kaum Flüchtlinge aufnehmen.

Die Kriege sind aber nur eine 
Seite der Medaille. Die andere 
Seite ist die wirtschaftliche Situ-
ation, also Armut und Hunger, 
in vorwiegend afrikanischen 
Ländern.
■   Es ist die Agrar-Subventions-
politik der EU, die afrikanische 

Bauern in den Ruin treibt. Es sind 
die Fischfangflotten aus Europa, 
die die Küstengewässer vor Af-
rika leer fischen.

Es sind die Zocker in Banken 
und Versicherungen, die auf Le-
bensmittelknappheit wetten und 
sich goldene Nasen verdienen.

Und nicht zuletzt mischen Mi-
neralölkonzerne 10% Lebensmit-
tel in unser Benzin statt hungern-
den Menschen zu helfen.

Ursachen des Flüchtlingsstroms bekämpfen

Endlich Kriege beenden 

Der Flüchtlingsdeal mit der Türkei: 

Ein geplantes Fiasko 

Wen wundert es dann noch, 
wenn sich Menschen in den Län-
dern radikalisieren oder gen 
Europa flüchten?

Hier gilt das Gleiche: Nur ein 
UMDENKEN und HANDELN –
z. B. in der EU – kann dafür sor-
gen, dass Armut und Hunger in 
den betroffenen Ländern besei-
tigt werden und die Menschen 
keinen Grund mehr haben, ihre 
Heimat zu verlassen. 

M

D as völkerrechtswidrige 
Menschenhandelsabkom-
men zwischen der EU 

und der Türkei ist erst ein paar 
Tage alt und schon jagt eine 
Skandalmeldung die nächste, und 
es zeichnet sich bereits jetzt ab, 
was demokratische Kräfte wie
verschiedene Menschenrechtsor-
ganisationen prophezeit haben: 
Das Elend der Flüchtlinge wird 
sich nicht verbessern, sondern die 
Lage wird noch prekärer werden.

So sind bereits die ersten 
Flüchtlinge aus Afghanistan wie-
der dorthin, das heißt in die Hän-
de der Taliban, abgeschoben wor-
den. Zuvor waren diese Men-
schen ohne Zugang zum Asylver-
fahren inhaftiert worden. Daran 
zeigt sich: Die Türkei, die die 
Genfer Flüchtlingskonvention nur 
mit Vorbehalten unterzeichnet 
hat, verweigert flüchtlingsrecht-
liche Minimalforderungen. Und 
sie ist nicht bereit, die verabre-
dete Garantie für die Rechte der 
Flüchtlinge durch die EU überwa-
chen zu lassen.

In Griechenland werden auf
den Inseln die „Hotspots“ zu Haft-
zentren umfunktioniert. Alle 
nach dem 20. März 2016 anlan-
denden Schutzsuchenden sollen 
dort inhaftiert werden – Kinder, 
Frauen, genauso wie schwer 
Traumatisierte. Was danach mit 
den Menschen geschieht, ist un-
gewiss. 

Die menschenunwürdige Mas-
seninhaftierung Schutzsuchender 
auf den Inseln löst international 
scharfe Kritik aus. Aus Protest 
stellen auch Hilfsorganisationen 
ihre Arbeit in den „Hotspot“-La-
gern ein. UNHCR (Flüchtlingshilfs-
werk der UNO) distanzierte sich 
deutlich: „UNHCR ist weder Teil 

des EU-Türkei-Deals, noch wer-
den wir uns an den Rückführun-
gen und Inhaftierung beteiligen“. 

Auch die Organisation „Ärzte 
ohne Grenzen“ kündigte an, dass 
alle Aktivitäten im Zusammen-

hang mit dem Hotspot auf Les-
bos eingestellt wurden und er-
klärte : „Wir werden nicht 
zulassen, dass unsere Hilfe für 
eine Massenabschiebung instru-
mentalisiert wird. Wir weigern 
uns, Teil eines Systems zu sein, 
das keine Rücksicht auf die hu-
manitären Bedürfnisse oder die 

Schutzbedürfnisse von Asylsuchen-
den und Migranten nimmt.“ An-
dere Organisationen wie das Inter-
national „Rescue Committee“ und 

„Save the Children“ haben ihre Hilfs-
maßnahmen ebenfalls eingestellt. 
Für die EU-Kommission entwickelt 
sich der Deal mit der Türkei zum 
Fiasko – für die Flüchtlinge ist es 

R

Oh wie schön ist Panama 
und 400 Journalisten aus 
80 Ländern haben daran 
gearbeitet, einen Berg von 

Daten zu entwirren und seit dem 
3. April berichten alle Medien 
nahezu täglich über Briefkasten-
firmen, Steueroasen und Geld-
wäsche.  Immer neue Namen aus 
Politik, Wirtschaft, Sport tauchen 
auf; selbst Regierungschefs sollen 
involviert sein und geraten unter 
Druck.

„Panama Papers“ heißt das 
Zauberwort. Und ein Datenleck 
bei der Kanzlei „Mossack Fon-
seca“ in der Hauptstadt des mit-
telamerikanischen Landes hat 
bewiesen was seit Jahren in der 
dubiosen Finanzwelt zum tägli-
chen Geschäft gehört. Und neu 
ist diese Erkenntnis auch nicht. 
„Mossack Fonseca” ist nur eine 

von hunderten Firmen weltweit 
mit dem gleichen Geschäft.

Insofern ist die große Empö-
rung, die viele Politiker jetzt an 
den Tag legen eher gespielt! 
Und das Bundesfinanzminister 
Schäuble (CDU) nun lautstark 
mehr Transparenz fordert ist der 
reinste Hohn.

Schließlich sind es deutsche 
Bundesregierungen die seit Jah-
ren einschneidende Maßnahmen 
gegen Steuerflucht, Vertuschun-
gen durch „off-shore-Firmen“ 
und Schwarzgeld im eigenen 
Land verhindern.

Deutschland hält laut „Netz-
werk Steuergerechtigkeit“ Platz 
8 der führenden Schattenfinanz-
plätze!

Allein aus Deutschland sollen 
mindestens 28 Banken für ihre 
Kunden über 1200 Briefkasten-
firmen gegründet und zum Teil 
auch verwaltet haben. Und, wen 
wundert es: auch die HSH-Nord-
bank befindet sich darunter. Eben 
jenes Institut, dass durch unlau-

tere Geschäfte dem Steuerzahler 
Milliarden kosten wird. Angeblich 
hat sich die Bank schon 2011 
von den „Panamagesellschaften“ 
getrennt. Aber hier ist schon so 
viel vertuscht worden, dass es 
sehr wohl interessant ist, ob die 
HSH-Nordbank nicht vielleicht 
doch noch irgendwo Briefkasten-
firmen unterhält, bei denen Geld 
geparkt ist, dass den Behörden 
und der Öffentlichkeit vorenthal-
ten wird.
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„Schwarze Null” 
nde 2015 beschloss die 
Stadtvertretung die Stra-
ßenausbaubeiträge für 

Grundstückseigentümer zu er-
höhen. Bei der Erneuerung von 
„Anliegerstraßen” sollen die Bei-
träge für die Betroffenen von 75%
auf 85%, bei „Haupterschlie-
ßungsstraßen” von 50% auf 55% 
und bei „Hauptverkehrsstraßen” 
von 25% auf 35% heraufgesetzt 
werden. Abkassiert wird aber 
erst ab 2019, also nach der näch-
sten Kommunalwahl. Der Ausbau 
der derzeit bereits in Planung 

oder im Bau befindlichen Stra-
ßenzüge fällt somit nicht unter 
die Erhöhung.

Die BALL-Fraktion lehnt die 
Erhebung von Anliegerbeiträge 
ab, da nach unserer Auffassung 
der Straßenausbau aus der KFZ- 
und Mineralölsteuer  sowie der 
Grundsteuer zu begleichen ist. 
Das ist im Übrigen auch die Po-
sition des ADAC.

Ziel der anderen Parteien ist 
der schrittweise Rückzug aus der 
steuerlichen Finanzierung des 
Straßenbaus. Dies ist auch auf 

der Bundesebene zu beobachten: 
Wirtschaftsminister Sigmar 

Gabriel, SPD, hat 2014 der Deut-
schen Bank, den großen Versi-
cherungskonzernen und anderen 
Investoren angeboten, ihr Kapital 
in Autobahnen, Straßen, Brücken, 
Leitungssystemen und Kanalisati-
onen anzulegen. Dieser Privati-
sierungsvorschlag verspricht den 
Konzernen ein staatlich garan-
tierten Gewinn von bis zu sieben 
Prozent. 

Verkehrsminister Alexander 
Dobrindt, CSU, will eine private 
Bundesfernstraßengesellschaft. 
Die soll die Autobahnen und 
Fernstraßen betreiben. Sie unter-
läge keiner parlamentarischen 
Kontrolle, bekäme Kredite von 
Investoren und könnte durch 
einen Börsengang noch weiter 
privatisiert werden. Die Einnah-
men kommen aus der Lkw-Maut 
auf Autobahnen. Ab 2018 soll 
die Maut auch auf Fernstraßen 
fällig werden. Über eine Pkw-
Maut wird auch schon öffentlich 
„nachgedacht”.

Wenn diese Pläne nicht ver-
hindert werden, dürften sie uns 
zukünftig teuer zu stehen kom-
men.

jetzt schon die Hölle. Und gleich-
zeitig werden Schlepper neue 
Wege suchen und finden, und es 
ist bereits jetzt so, dass der Weg 
über das Mittelmeer wieder stär-
ker gesucht und das Sterben der 
Menschen durch Ertrinken wie-
der zunehmen wird. Dieses muss 
endlich durch die Schaffung von 
sicheren Fluchttransitwegen be-
endet werden. Hier liegt Europas 
Verantwortung, nicht in der mili-
tärischen Flüchtlingsabwehr. Der 
NATO-Ägäis-Einsatz ist wegen 
seines menschenrechtswidrigen 
Auftrags abzubrechen.

Aber im Gegenteil arbeitet 
in dieser Situation Bundesmi-
nister de Maiziere daran, eine 
Vereinbarung mit nordafri-
kanischen Staaten nach dem 

„Türkei-Vorbild“ zu erzielen. 
Demnach sollen in Nordafrika 
Aufnahmezentren geschaffen 
werden, um Flüchtlinge aus 
Italien dorthin zu überführen.

Klaus
Kuberzig

Zeitbombe Altersarmut

nach neuen Gutachten sind die 
rund um die Uhr auftretenden 
tieffrequenten Brummgeräusche, 
die in den Wohngebieten um die 
Meierei/Käsefabrik zu hören sind. 
Außerdem haben die Anwohner  
bei Verkehrszählungen feststellen 
müssen, dass auf dem Firmenge-
lände täglich über 350 LKW-Be-
wegungen stattfinden. Dies ist 
verbunden mit Verladegeräusche, 
Rangieren, Motorleerläufen, 
Türenschlagen, Bremsentlüf-
tungen und Motorneustarts. Im 
Bereich der LKW-Waage, die sich 
nur ca. 15 m entfernt von der 
Wohnbebauung in der Mühlen-
straße befindet und auf der alle 
Abholer-LKW´s vor und nach 
der Beladung gewogen werden, 
entsteht zusätzlicher Lärm wie 

Aufrücken in der Schlange und 
Warten mit Motorleerlauf und 
laufenden Kühlaggregaten.

Sowohl bei den Problemen mit 
den Brummgeräuschen als auch 
den LKW-Bewegungen auf dem 
Firmengelände kommt der Sach-
verständige zu dem Ergebnis , 
dass in den bisherigen Gutachten 
der Lärm anhand theoretischer 
Rechenmodelle oder durch – aus 
seiner Sicht – unzureichende Mes-
sungen ermittelt wurde. Seine 
Empfehlung an den Umweltaus-
schuss ist die Durchführung neuer 
Lärmmessungen. Nur so kann 
Klarheit über die tatsächliche 
Lärmsituation hergestellt werden. 
Die BALL hält dies für mehr als 
überfällig.



Hier muß es 
voran gehen!

Barmstedt will 
energieeffiziente
Stadt werden 

Info-Coupon:
❑  Ich interssiere mich für die
 Arbeit der BALL und wünsche
 weiteres Info-Material .

Name

Vorname

Straße

Einsenden an: Helmut Welk,
Nappenhorn 29 · 25355 Barmstedt

M it Demonstrationen und 
Kundgebungen in über 
90 bundesdeutschen 

Städten hat die Friedensbewe-
gung bei den diesjährigen Oster-
marschaktionen ihre Themen in 
die Öffentlichkeit getragen. Im 
Mittelpunkt stand die Forderung 
nach einer neuen Friedenspolitik, 

denn täglich zeigen uns die Me-
dien neue Bilder von Kriegen. Es 
wird immer deutlicher, Kriege 
und Aufrüstung machen die Welt 
nicht sicherer, sondern produ-
zieren unendliches Leid, sind der 
Hauptgrund für riesige Fluchtbe-
wegungen und der Nährboden 
für Terrorismus. Die Kriege in Af-
ghanistan, Irak, Libyen und Syrien 
machen dies besonders deutlich. 
Inner- und zwischenstaatliche 
sowie wirtschaftliche Konflikte 
können nur mit gewaltfreien und 
diplomatischen Mitteln gelöst 
werden. Deutschland ist fast an 

jedem Krieg mit der Lieferung 
von Kriegsgerät oder mit Solda-
ten der Bundeswehr beteiligt.

Im Kreis Pinneberg nahmen
über 250 Teilnehmer an der Frie-
densdemonstration in Wedel teil. 
Neben Uta Amer vom Friedens-
netzwerk Kreis Pinneberg spra-
chen der Propst Thomas Drope 
vom Kirchenkreis HH-West/Süd-
holstein und Peter Brandt, der 
DGB Vorsitzende des Kreises 
Pinneberg, zu den Kundgebungs-
teilnehmer auf dem Wedeler 
Rathausplatz. Sie forderten zur 
Einstellung von Waffenproduk-
tion, Rüstungsexporten und zu 
Auslandskriegseinsätzen der Bun-
deswehr auf. Besonders scharf 
kritisierten sie das 130 Milliarden 
Aufrüstungsprogramm der CDU/
CSU/SPD-Bundesregierung zur 
Anschaffung neuen Kriegsgeräts 
und die Pläne zur Erhöhung (fast 
Verdoppelung) der Militäraus-
gaben für die Bundeswehr auf 
jährlich über 60 Milliarden Euro. 

Wo das Geld heute schon 
fehlt und in den kommenden Jah-
ren fehlen wird, so Peter Brand 
(DGB), zeigen der jahrelange 

Sozialabbau und die verschul-
deten Städte und Gemeinden. 
Pflegekräfte in den Kranken-
häusern und Altenheimen sind 
unterbezahlt und zunehmend 
belastet. Zahlreiche Brandbriefe 
von Schulrektoren dokumen-
tieren untragbare Zustände an 
Schulen, zu große Klassen, zu 
große Belastung von Lehrkräf-
ten angesichts immer neuer 
Aufgaben wie z. B. der Ganz-
tagsbetreuung. Schulen- und 
Jugendeinrichtungen sind nicht 
nur im Kreis Pinneberg schon 

n einem Jahr wird in Barm-
stedt die neue Stadtver-
tretung gewählt. Welche 

Themen werden von der BALL-
Fraktion im Rathaus bis zur Wahl 
noch vorrangig verfolgt? Eines 
ist sicher: Die BALL-Fraktion wird 
wie bisher den Widerstand gegen 
jegliche weitere Belastungen der 
Bürgerinnen und Bürger durch 
Gebühren-, Preis- und Steuer-
erhöhungen aufrecht erhalten, 
die BALL wird keinen Kürzungen 
bei den Schulen und sozialen 
Einrichtungen, bei der Kultur- und 
Sportförderung zustimmen. Da-
rüber hinaus wird die BALL sich 
dafür einsetzen, dass es bis zur 
Kommunalwahl in einem Jahr bei 
diesen Themen voran geht:
n  Neue Kindertagesstätte: 
Die BALL wird weiterhin mit 
Nachdruck sich für den Bau ei-
ner weiteren Kindertagesstätte 
einsetzen. Diese ist mehr als 
überfällig angesichts fehlender 
Krippen- und Kita-Plätze und 
angesichts neuer Wohngebiete.
n  Stadtbücherei: Weiterhin
wird sich die BALL für die Schaf-
fung größerer und besserer 
Räumlichkeiten für die Stadt-
bücherei an zentraler Stelle 

I engagieren.
n  Preisgünstiger Mietwoh-
nungsbau: Die BALL wird 
darauf achten, dass in den neuen 
B-Plänen (Düsterlohe; Gr. Gärt-
nerstr.) der Bau von Mietwoh-
nungen in relevanter Größenord-
nung berücksichtigt wird. An 
der Düsterlohe sollte die Stadt

 ein Grundstück in Erbpacht an 
eine Genossenschaft für den Bau 
von ca. 20 Mietwohnungen zur 
Verfügung stellen oder ggf. diese 
in kommunaler Trägerschaft 
errichten, um dort günstigere 
Mieten zu ermöglichen.
n  Feuerwehrwache: Eine 
Entscheidung, wie und wo 
die Barmstedter Feuerwehr in 
zeitgemäßen Räumlichkeiten 
untergebracht wird, sollte nach 
Auffassung der BALL in den 
nächsten Monaten erfolgen.
n  Ärztliche Versorgung: Die 
BALL hält Initiativen der Stadt 
zur Verbesserung der ärztlichen 
Versorgung für vordringlich.

ie Stadtvertretung will
ein „Energie- und Klima-
schutzleitbild“ verab-

schieden. Da steht u. a. viel Rich-
tiges drin:  die Stadt will mög-
lichst sparsam beim Energiever-
brauch sein; sie will dabei Vorbild 
für die Bürgerinnen und Bürger 
sein; sie will das Bewußtsein für 
die Klimaproblematik schärfen. 
Seien wir optimistisch, dass das 
Leitbild in Barmstedt das wilde 
Abholzen von gesunden Bäumen 
in Zukunft verhindert. Dann steht 
im Leitbild noch der wichtigste 
Satz: „Auch wenn die Rahmen be-
dingungen zur Reduzierung von
Treibhausgasemissionen im We-
sentlichen auf internationaler und 
nationaler Ebene gesetzt wer-
den…“  Die CDU/SPD-Bundesre-
gierung lässt die Kohlekraftwerke 
weiter laufen. Mit Billigung der 
Regierung können die Automo-
bilkonzerne ihre Autos mit ge-
fälschten extrem überhöhten Ab-
gaswerten auf den Markt schmei-
ßen und dies fortsetzen. Hoher 
Energieverbrauch der Konzerne 
wird durch geringere Preise und 
durch Abgabenbefreiung belohnt. 
Die US-Regierung verabschiedet 
sich aus den internationalen 
Klima-Schutzabkommen. Das Ab-
holzen der Regenwälder geht 

D weiter. Riesige Energiemengen 
werden bei der Produktion 
sinnloser Waren, bei der Produk-
tion von Lebensmitteln, die am 
Ende vernichtet werden oder 
bei der systematischen Produk-
tion von Gütern mit begrenzter 
Lebensdauer vergeudet.….Es ist 
offensichtlich: Die Lebensweise, 
wie sie in den „hochentwickelten” 
kapitalistischen Industriestaaten 
erfolgt, kann kein Vorbild sein und 
führt zum Crash, wenn man den 
Nachholbedarf, den Hunger und 
die Not in weiten Teilen der Welt 
sieht. Die Lösung? Immerhin: Es 
gibt ein wachsendes Bewußtsein 
für die Probleme und die Heizung 
etwas runterdrehen ist immer gut.

Dr. Günter
Thiel

D ie Lage auf dem Mittel-
meer spitzt sich zu. Im-
mer mehr Flüchtlinge ver-

suchen wieder, den gefährlichen 
Weg von Tunesien oder Libyen 
aus in die EU zu nehmen. Die 
Zahl der Menschen, die versucht
in zumeist kaum seetüchtigen 
Booten über das Mittelmeer 
nach Europa zu gelangen, nimmt 
wegen des guten Frühlingswet-
ters ab April wieder zu. 

Nach Angaben der Internati-
onalen Organisation für Migrati-
on wurden in diesem Jahr bereits 
mehr als 36.700 Bootsflüchtlinge 
gerettet. Das ist eine Zunahme 

um 45 Prozent im Vergleich zum 
Vorjahreszeitraum. Außerdem 
sind im Mittelmeer bereits mehr 
als tausend Flüchtlinge ertrun-
ken. Wie das UN-Flüchtlings-
hilfswerk mitteilte, liege die Zahl 
der offiziell registrierten Fälle 
bei 1.073. Alleine in der ersten 
Aprilhälfte haben Hilfsorgani-
sationen 8.360 Menschen von 
Schlauch- und Holzbooten aus 
Seenot gerettet. Über Ostern sei-
en mehr als hundert Menschen 
ertrunken. Seenotretter machen 
allerdings immer wieder darauf 
aufmerksam, dass von einer ho-
hen Dunkelziffer auszugehen ist.

Hilfsorganisationen sprachen 
von einer dramatischen Situation. 
Sie forderten Unterstützung bei 
der Suche nach Schiffbrüchigen
und der Rettung auf dem Mittel-
meer. „Wo waren die Frontex-
Schiffe, als ein Rettungsschiff 
einer Hilfsorganisation Unter-
stützung brauchte, um Tausende 
Leben zu retten? Wo war die 
EU?” stellte die Organisation 

„Ärzte ohne Grenzen“ fest . Die 
Hilfsorganisationen fordern von 
der EU endlich ein Seenotret-
tungsprogramm. „Im Moment 
ist es leider so, dass wir von 
staatlicher Seite sehr wenig 
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Straßenausbaubeiträge:

Widerstand formiert sich 
ult-Cowboy Lucky Luke 
schießt bekanntlich 
schneller als sein Schat-

ten. Jetzt haben die USA einen 
zukünftigen Präsidenten, der 
etwas Ähnliches fertig bringt: 
Sein Mund redet schneller als 
sein Gehirn denkt!

Mit Lügen, Verleumdungen 
und mit Pöbeleien aber ohne 
fundierte Programmatik hat 
Donald Trump die Wahl ge-
wonnen. Er hat sich sozusagen 
an die Macht getrumpelt. 
Rechte, nationalistische und 
erzkonservative Kräfte in den 
USA und auch in Europa jubeln. 
Da macht es auch nichts, dass 
Trump schon nach kurzer Zeit 
in einigen Punkten zurück 
rudern musste (z.B. Mauerbau 
gegen Mexiko, Ausweisung 
von „Illegalen“). Jetzt liegt die 
Vorschlagsliste für die künftige 
US-Regierung vor und sie liest 
sich wie die Darstellerliste 
eines Horrorfilms. Langjährige 
Kumpane, klerikale Hardliner 
und Milliardäre sowie die direk-
ten Vertreter aus der „wall-
street“ sollen Amerika wieder 

„groß machen“. Koordiniert von 
dem Chefstrategen Stephen 
Bannon, einem bekennenden 
Rechtsradikalen.

Welche Auswirkungen das
Ganze haben wird, ist im Ein-
zelnen noch nicht abzusehen.
Aber klar ist jetzt schon: Innen-
politisch wird das Land weiter 
zerrissen werden, die Schere 
zwischen arm und reich wird 
weiter auseinander gehen, eine
weitere Aufstockung der astro-
nomischen Rüstungsausgaben
ist angekündigt. Es ist zu be-
fürchten, dass die USA konkre-
te Maßnahmen zum Klima-
schutz verhindern werden. Wel-
che außenpolitischen Folgen 
Trumps Kurs haben wird, ist 
noch nicht genau zu erkennen. 

m 13.12.2016 beschlos-
sen CDU, FWB, SPD und
Grüne in der Stadtvertre-

tung die Straßenausbauprogram-
me für den Weidkamp und die 
Gebrüderstraße. Die BALL-Frak-
tion stimmte dagegen. Wir sind 
selbstverständlich nicht gegen 
die Erneuerung der Straßen und 
der Kanalisation, aber gegen die 
erhebliche finanzielle Heranzie-
hung der Anwohner.

In Baden Württemberg, Ber-
lin und neuerdings in Hamburg 
werden keine Straßenausbau-
beiträge erhoben. In einigen an-
deren Bundesländern ist es den 
Städten freigestellt. Die BALL-
Fraktion lehnt die Erhebung ab, 
da nach unserer Auffassung der 
Straßenausbau aus der KFZ-

und Mineralölsteuer sowie der 
Grundsteuer zu begleichen ist. 
Das ist im Übrigen auch die Po-
sition des ADAC.

Anfang November berichte-
te die „Barmstedter Zeitung“un-
ter der Überschrift: „Zoff um 

Straßenbau – der Widerstand 
formiert sich” über die hohen 
Ausbaubeiträge in den verschie-
denen Elmshorner Strassen. Für 
ca. 1.000 Quadratmeter-Grund-
stücke sollen die Anwohner zwi-
schen 9.000.- bis 11.000.- Euro 

aufbringen. Ein Anwohner, des-
sen Eckgrundstück gleichzeitig 
an drei neu auszubauenden 
Straßenzügen liegt, soll jetzt 
39.500.- Euro bezahlen. 

In Neumünster haben betrof-
fene Anlieger im Internet eine 

Petition an die Kieler Landesre-
gierung auf den Weg gebracht. 
Inzwischen wurde die Petition 
von weit mehr als der erforder-
lichen Unterstützeranzahl unter-
zeichnet. Jetzt ist die Landes-
regierung gezwungen sich mit 
der Petition zu befassen. (www. 
openpetition.de/petition/online/
abschaffung-strassenbaubeitraege-
in-schleswig-holstein-keine-staatlich-
angeordnete-existenzgefaehrdung)

Die Barmstedter Stadtvertre-
tung hat zudem gegen die Stim-
men der BALL-Fraktion eine wei-
tere Erhöhung der Straßenaus-
baubeiträge beschlossen. Bei 
der Erneuerung von „Anlieger-
straßen” sollen die Beiträge für 
die Grundstückseigentümer von 
75% auf 85%, bei „Haupter-
schließungsstraßen” von 50% 
auf 55% und bei „Hauptverkehrs-
straßen” von 25% auf 35% her-
aufgesetzt werden. Nach diesen 
neuen Sätzen wird aber erst ab 
2019 abkassiert, also nach der 
nächsten Kommunalwahl. Der 
Ausbau der derzeit bereits in 
Planung oder im Bau befind-
lichen Straßenzüge fällt somit 
nicht unter diese Erhöhung.
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An die Macht
getrumpelt

Barmstedter Linke Liste zum Bebauungsplan 72:

Stadtentwicklung behutsam 
D ie BALL-Fraktion hat dem 

Aufstellungsbeschluss für 
den B-Plan 72 für den 

Bereich Düsterlohe/Bornkamp 
(ehemalige Baumschulgebiete 
östlich und nördlich der Sport-
plätze) nicht zugestimmt: Die 
BALL steht grundlegend zum 
Grundsatzbeschluss der Stadt-
vertretung, dass B-Pläne dort
aufzustellen sind, wo die Stadt 
im Besitz der Flächen ist und wo 
ein städtebauliches Erfordernis 
besteht. Die Flächen sind nicht 
im Besitz der Stadt, und damit 
erübrigt sich eigentlich alles 
Weitere. Ziel des Grundsatzbe-
schlusses war es u. a., dass die 
Stadt vom Bodenwertzuwachs-
gewinn, der durch die Bauland

ausweisung entsteht, einen An-
teil erhält. 

Die BALL spricht sich aber 
auch gegen eine unkontrollierte 
großflächige Baulandausweisung 
im Randbereich aus - auf jeden 

Fall gegen eine Bebauung des 
nördlichen Bereichs im B-Plan 
72 (Teil B) an der Düsterlohe.

Folgende Gründe:

1. Die kommunalen Infrastruk-
tur-Folgekosten sind unbekannt, 
wahrscheinlich aber werden sie
höher liegen als die Steuer-Mehr-

einnahmen und damit die Finanz-
not der Stadt vergrößern. Ein 
Gutachten der Stadt Wedel 
(„Fiskalische Wirkungsanalyse“) 
plädiert deshalb für eine behut-
same Stadtentwicklung.

2. In Barmstedt gibt es inzwi-
schen weitere B-Pläne, Woh-

nungsbauprojekte und Baustel-
len im innerstädtischen Bereich, 
die erst einmal abgearbeitet 
werden müssen.
 
3. In den nächsten 10 - 20 
Jahren wird es sehr großen 
innerstädtischen Modernisie-
rungs- und Erneuerungsbedarf 

K

Strompreise steigen
ie Stadtvertretung beschloss auf ihrer Dezember-Sitzung 
eine Erhöhung der Strompreise ab 1.2.2017 um etwa 1.2 
%. Dabei blieben die Arbeitspreise unverändert, jedoch 

wurden die Grundpreise angehoben. Die BALL-Fraktion stimmte 
gegen die Erhöhung. „Im letzten vorliegenden Jahresergebnis 
erzielen die Stadtwerke insgesamt 
in der Stromsparte einen Gewinn 
von rund 759.000,– Euro, und 2016 
sieht es auch nicht schlecht aus. 
Da passt eine Erhöhung schlecht 
in die Landschaft“, so BALL-Frak-
tionssprecher Dr. Günter Thiel.

geben, der aus stadtplanerischer 
Sicht vorrangig zu lösen ist (z. B. 
Reihen-, Einfamilienhäuser und 
Genossenschaftswohnungen der 
50er, 60er-Jahre mit oftmals gro-
ßen Grundstücken), bevor in die 
Fläche hinein gebaut wird.

4. Es besteht vor allem Bedarf an 
bezahlbaren kleineren Mietwoh-
nungen für ältere Menschen und 
für Single-Haushalte, und diese 
sollten eher im innerstädtischen 
Bereich entstehen. 

Immer wieder auf der Tagesordnung:

Es fehlen Kita-Plätze 
eit langem weist die BALL
daraufhin, dass die Schaf-
fung eines weiteren Kin-

dergartens in Barmstedt in An-
griff zu nehmen ist. Die neues-
ten Zahlen aus unserer Stadt be-
stätigen dieses.

Auf der kurzfristig einberufe-
nen, außerordentlichen  Sitzung 
des Sozialausschusses am 28. 
November informierte die Stadt-
verwaltung über den aktuellen 
Stand bei den Kitas. Demnach 
stehen 43 Kinder auf der War-

teliste für einen Krippenplatz 
zum 01.08.2017, dem Beginn 
des neuen Kindergartenjahres 
(Stand 17.11.2016). Bei den 
„Regelkindern“ist die Situation 
ähnlich prekär.

Da für das Jahr 2017 bei 
Kreis und Land keine Zuschüsse 
für einen Neu- oder Umbau 
mehr beantragt werden können, 
müssen kurzfristig andere 
Lösungen her. Für die Betreuung 
von Krippenkindern soll der 
Einsatz von Tagesmüttern und 

–vätern erweitert werden.
Perspektivisch ist nach Auf-

fassung der BALL jedoch der Bau 
eines weiteren Kindergartens 
mit Krippenbetreuung notwen-
dig. Bei der Ausweisung und 
Planung von Neubaugebieten 
muss dieses berücksichtigt wer-
den. Die Stadtverwaltung ist 
aufgefordert hier rechtzeitig 
nach einem möglichen Träger 
Ausschau zu halten sowie für die 
Finanzierung zu sorgen und die 
Kreis- und Landeszuschüsse zu 

beantragen. 
Von der Landespolitik erwar-

ten wir, dass die Kommunen bei 
den Kita-Folgekosten erheblich 
mehr entlastet werden und dass 
endlich die Elternbeiträge abge-
schafft werden, und zwar sofort 
und nicht nur als Wahlkampfan-
kündigung für die ferne Zukunft.
Im ersten Schritt muss es zumin-
dest den gebührenfreien Halb-
tagsplatz für alle geben, so wie 
es in Hamburg seit geraumer 
Zeit der Fall ist.

„Ich fürchte, Amerika wird 
ausgeblutet werden und 
seine Leute werden sich 
bereichern.  Das war unter 
Bush so und das wird unter 
ihm auch so sein.“

(Walter Sittler, Schauspieler, 
mit deutschem und US-
Pass zur Präsidentschaft 
von Trump)

an hört von Regierungs-
seite immer wieder, 
dass es notwendig ist,

die Ursachen des Flüchtlings-
stroms zu beseitigen. Aber meis-
tens wird dann nur der augen-
blickliche Krieg in Syrien und im 
Irak genannt. Was besonders 
aber von Frau Merkel und ihrer 
Regierung weitgehend ver-
schwiegen wird ist:
■   Die westlichen Staaten – vo-
ran die USA, Großbritannien und 
Frankreich – haben in den letzten 
Jahren hunderttausende Bomben 
auf die Länder des nahen und 
mittleren Ostens abgeworfen.
■   Drohnenangriffe gehören mitt-
lerweile zum tödlichen Tagesge-

schäft des Friedensnobelpreis-
trägers Barack Obama.
■   Die CIA war es, die mit finan-
zieller und logistischer Unterstüt-
zung islamistische Milizen wie 
die Taliban oder den IS erst groß 
gemacht haben. 
■   Die Türkei bombardiert in 
Syrien die kurdischen Kräfte, 
während der Nachschub für den 
IS ebenfalls nach wie vor über 
dieses Land führt. 
■   Und nicht zuletzt sind es die 
Rüstungsexporte – in vorderster 
Front dabei deutsche Firmen! –.
die dafür sorgen, dass Krieg 
geführt werden kann. Deutsche 
Firmen liefern an Saudi Arabien 
und Katar. Die beiden Länder 

sind die Hauptfinanziers des 
„Islamischen Staates“.

Solange diese Machtpolitik 
anhält, wird es immer Menschen 
geben, die aus Angst um ihr Le-
ben aus ihrer Heimat flüchten 
werden. In diesem Zusammen-
hang ist es der blanke Hohn, das 
die Hauptverursacher der Krise 
(nämlich USA, GB und Frankreich) 
kaum Flüchtlinge aufnehmen.

Die Kriege sind aber nur eine 
Seite der Medaille. Die andere 
Seite ist die wirtschaftliche Situ-
ation, also Armut und Hunger, 
in vorwiegend afrikanischen 
Ländern.
■   Es ist die Agrar-Subventions-
politik der EU, die afrikanische 

Bauern in den Ruin treibt. Es sind 
die Fischfangflotten aus Europa, 
die die Küstengewässer vor Af-
rika leer fischen.

Es sind die Zocker in Banken 
und Versicherungen, die auf Le-
bensmittelknappheit wetten und 
sich goldene Nasen verdienen.

Und nicht zuletzt mischen Mi-
neralölkonzerne 10% Lebensmit-
tel in unser Benzin statt hungern-
den Menschen zu helfen.

Ursachen des Flüchtlingsstroms bekämpfen

Endlich Kriege beenden 

Der Flüchtlingsdeal mit der Türkei: 

Ein geplantes Fiasko 

Wen wundert es dann noch, 
wenn sich Menschen in den Län-
dern radikalisieren oder gen 
Europa flüchten?

Hier gilt das Gleiche: Nur ein 
UMDENKEN und HANDELN –
z. B. in der EU – kann dafür sor-
gen, dass Armut und Hunger in 
den betroffenen Ländern besei-
tigt werden und die Menschen 
keinen Grund mehr haben, ihre 
Heimat zu verlassen. 

M

D as völkerrechtswidrige 
Menschenhandelsabkom-
men zwischen der EU 

und der Türkei ist erst ein paar 
Tage alt und schon jagt eine 
Skandalmeldung die nächste, und 
es zeichnet sich bereits jetzt ab, 
was demokratische Kräfte wie
verschiedene Menschenrechtsor-
ganisationen prophezeit haben: 
Das Elend der Flüchtlinge wird 
sich nicht verbessern, sondern die 
Lage wird noch prekärer werden.

So sind bereits die ersten 
Flüchtlinge aus Afghanistan wie-
der dorthin, das heißt in die Hän-
de der Taliban, abgeschoben wor-
den. Zuvor waren diese Men-
schen ohne Zugang zum Asylver-
fahren inhaftiert worden. Daran 
zeigt sich: Die Türkei, die die 
Genfer Flüchtlingskonvention nur 
mit Vorbehalten unterzeichnet 
hat, verweigert flüchtlingsrecht-
liche Minimalforderungen. Und 
sie ist nicht bereit, die verabre-
dete Garantie für die Rechte der 
Flüchtlinge durch die EU überwa-
chen zu lassen.

In Griechenland werden auf
den Inseln die „Hotspots“ zu Haft-
zentren umfunktioniert. Alle 
nach dem 20. März 2016 anlan-
denden Schutzsuchenden sollen 
dort inhaftiert werden – Kinder, 
Frauen, genauso wie schwer 
Traumatisierte. Was danach mit 
den Menschen geschieht, ist un-
gewiss. 

Die menschenunwürdige Mas-
seninhaftierung Schutzsuchender 
auf den Inseln löst international 
scharfe Kritik aus. Aus Protest 
stellen auch Hilfsorganisationen 
ihre Arbeit in den „Hotspot“-La-
gern ein. UNHCR (Flüchtlingshilfs-
werk der UNO) distanzierte sich 
deutlich: „UNHCR ist weder Teil 

des EU-Türkei-Deals, noch wer-
den wir uns an den Rückführun-
gen und Inhaftierung beteiligen“. 

Auch die Organisation „Ärzte 
ohne Grenzen“ kündigte an, dass 
alle Aktivitäten im Zusammen-

hang mit dem Hotspot auf Les-
bos eingestellt wurden und er-
klärte : „Wir werden nicht 
zulassen, dass unsere Hilfe für 
eine Massenabschiebung instru-
mentalisiert wird. Wir weigern 
uns, Teil eines Systems zu sein, 
das keine Rücksicht auf die hu-
manitären Bedürfnisse oder die 

Schutzbedürfnisse von Asylsuchen-
den und Migranten nimmt.“ An-
dere Organisationen wie das Inter-
national „Rescue Committee“ und 

„Save the Children“ haben ihre Hilfs-
maßnahmen ebenfalls eingestellt. 
Für die EU-Kommission entwickelt 
sich der Deal mit der Türkei zum 
Fiasko – für die Flüchtlinge ist es 

R

Oh wie schön ist Panama 
und 400 Journalisten aus 
80 Ländern haben daran 
gearbeitet, einen Berg von 

Daten zu entwirren und seit dem 
3. April berichten alle Medien 
nahezu täglich über Briefkasten-
firmen, Steueroasen und Geld-
wäsche.  Immer neue Namen aus 
Politik, Wirtschaft, Sport tauchen 
auf; selbst Regierungschefs sollen 
involviert sein und geraten unter 
Druck.

„Panama Papers“ heißt das 
Zauberwort. Und ein Datenleck 
bei der Kanzlei „Mossack Fon-
seca“ in der Hauptstadt des mit-
telamerikanischen Landes hat 
bewiesen was seit Jahren in der 
dubiosen Finanzwelt zum tägli-
chen Geschäft gehört. Und neu 
ist diese Erkenntnis auch nicht. 
„Mossack Fonseca” ist nur eine 

von hunderten Firmen weltweit 
mit dem gleichen Geschäft.

Insofern ist die große Empö-
rung, die viele Politiker jetzt an 
den Tag legen eher gespielt! 
Und das Bundesfinanzminister 
Schäuble (CDU) nun lautstark 
mehr Transparenz fordert ist der 
reinste Hohn.

Schließlich sind es deutsche 
Bundesregierungen die seit Jah-
ren einschneidende Maßnahmen 
gegen Steuerflucht, Vertuschun-
gen durch „off-shore-Firmen“ 
und Schwarzgeld im eigenen 
Land verhindern.

Deutschland hält laut „Netz-
werk Steuergerechtigkeit“ Platz 
8 der führenden Schattenfinanz-
plätze!

Allein aus Deutschland sollen 
mindestens 28 Banken für ihre 
Kunden über 1200 Briefkasten-
firmen gegründet und zum Teil 
auch verwaltet haben. Und, wen 
wundert es: auch die HSH-Nord-
bank befindet sich darunter. Eben 
jenes Institut, dass durch unlau-

tere Geschäfte dem Steuerzahler 
Milliarden kosten wird. Angeblich 
hat sich die Bank schon 2011 
von den „Panamagesellschaften“ 
getrennt. Aber hier ist schon so 
viel vertuscht worden, dass es 
sehr wohl interessant ist, ob die 
HSH-Nordbank nicht vielleicht 
doch noch irgendwo Briefkasten-
firmen unterhält, bei denen Geld 
geparkt ist, dass den Behörden 
und der Öffentlichkeit vorenthal-
ten wird.

E

„Schwarze Null” 
nde 2015 beschloss die 
Stadtvertretung die Stra-
ßenausbaubeiträge für 

Grundstückseigentümer zu er-
höhen. Bei der Erneuerung von 
„Anliegerstraßen” sollen die Bei-
träge für die Betroffenen von 75%
auf 85%, bei „Haupterschlie-
ßungsstraßen” von 50% auf 55% 
und bei „Hauptverkehrsstraßen” 
von 25% auf 35% heraufgesetzt 
werden. Abkassiert wird aber 
erst ab 2019, also nach der näch-
sten Kommunalwahl. Der Ausbau 
der derzeit bereits in Planung 

oder im Bau befindlichen Stra-
ßenzüge fällt somit nicht unter 
die Erhöhung.

Die BALL-Fraktion lehnt die 
Erhebung von Anliegerbeiträge 
ab, da nach unserer Auffassung 
der Straßenausbau aus der KFZ- 
und Mineralölsteuer  sowie der 
Grundsteuer zu begleichen ist. 
Das ist im Übrigen auch die Po-
sition des ADAC.

Ziel der anderen Parteien ist 
der schrittweise Rückzug aus der 
steuerlichen Finanzierung des 
Straßenbaus. Dies ist auch auf 

der Bundesebene zu beobachten: 
Wirtschaftsminister Sigmar 

Gabriel, SPD, hat 2014 der Deut-
schen Bank, den großen Versi-
cherungskonzernen und anderen 
Investoren angeboten, ihr Kapital 
in Autobahnen, Straßen, Brücken, 
Leitungssystemen und Kanalisati-
onen anzulegen. Dieser Privati-
sierungsvorschlag verspricht den 
Konzernen ein staatlich garan-
tierten Gewinn von bis zu sieben 
Prozent. 

Verkehrsminister Alexander 
Dobrindt, CSU, will eine private 
Bundesfernstraßengesellschaft. 
Die soll die Autobahnen und 
Fernstraßen betreiben. Sie unter-
läge keiner parlamentarischen 
Kontrolle, bekäme Kredite von 
Investoren und könnte durch 
einen Börsengang noch weiter 
privatisiert werden. Die Einnah-
men kommen aus der Lkw-Maut 
auf Autobahnen. Ab 2018 soll 
die Maut auch auf Fernstraßen 
fällig werden. Über eine Pkw-
Maut wird auch schon öffentlich 
„nachgedacht”.

Wenn diese Pläne nicht ver-
hindert werden, dürften sie uns 
zukünftig teuer zu stehen kom-
men.

jetzt schon die Hölle. Und gleich-
zeitig werden Schlepper neue 
Wege suchen und finden, und es 
ist bereits jetzt so, dass der Weg 
über das Mittelmeer wieder stär-
ker gesucht und das Sterben der 
Menschen durch Ertrinken wie-
der zunehmen wird. Dieses muss 
endlich durch die Schaffung von 
sicheren Fluchttransitwegen be-
endet werden. Hier liegt Europas 
Verantwortung, nicht in der mili-
tärischen Flüchtlingsabwehr. Der 
NATO-Ägäis-Einsatz ist wegen 
seines menschenrechtswidrigen 
Auftrags abzubrechen.

Aber im Gegenteil arbeitet 
in dieser Situation Bundesmi-
nister de Maiziere daran, eine 
Vereinbarung mit nordafri-
kanischen Staaten nach dem 

„Türkei-Vorbild“ zu erzielen. 
Demnach sollen in Nordafrika 
Aufnahmezentren geschaffen 
werden, um Flüchtlinge aus 
Italien dorthin zu überführen.

Klaus
Kuberzig

Dr. Günter
Thiel

Helmut
Welk

an hört von Regierungs-
seite immer wieder, 
dass es notwendig ist,

die Ursachen des Flüchtlings-
stroms zu beseitigen. Aber meis-
tens wird dann nur der augen-
blickliche Krieg in Syrien und im 
Irak genannt. Was besonders 
aber von Frau Merkel und ihrer 
Regierung weitgehend ver-
schwiegen wird ist:
■   Die westlichen Staaten – vo-
ran die USA, Großbritannien und 
Frankreich – haben in den letzten 
Jahren hunderttausende Bomben 
auf die Länder des nahen und 
mittleren Ostens abgeworfen.
■   Drohnenangriffe gehören mitt-
lerweile zum tödlichen Tagesge-

schäft des Friedensnobelpreis-
trägers Barack Obama.
■   Die CIA war es, die mit finan-
zieller und logistischer Unterstüt-
zung islamistische Milizen wie 
die Taliban oder den IS erst groß 
gemacht haben. 
■   Die Türkei bombardiert in 
Syrien die kurdischen Kräfte, 
während der Nachschub für den 
IS ebenfalls nach wie vor über 
dieses Land führt. 
■   Und nicht zuletzt sind es die 
Rüstungsexporte – in vorderster 
Front dabei deutsche Firmen! –.
die dafür sorgen, dass Krieg 
geführt werden kann. Deutsche 
Firmen liefern an Saudi Arabien 
und Katar. Die beiden Länder 

sind die Hauptfinanziers des 
„Islamischen Staates“.

Solange diese Machtpolitik 
anhält, wird es immer Menschen 
geben, die aus Angst um ihr Le-
ben aus ihrer Heimat flüchten 
werden. In diesem Zusammen-
hang ist es der blanke Hohn, das 
die Hauptverursacher der Krise 
(nämlich USA, GB und Frankreich) 
kaum Flüchtlinge aufnehmen.

Die Kriege sind aber nur eine 
Seite der Medaille. Die andere 
Seite ist die wirtschaftliche Situ-
ation, also Armut und Hunger, 
in vorwiegend afrikanischen 
Ländern.
■   Es ist die Agrar-Subventions-
politik der EU, die afrikanische 

Bauern in den Ruin treibt. Es sind 
die Fischfangflotten aus Europa, 
die die Küstengewässer vor Af-
rika leer fischen.

Es sind die Zocker in Banken 
und Versicherungen, die auf Le-
bensmittelknappheit wetten und 
sich goldene Nasen verdienen.

Und nicht zuletzt mischen Mi-
neralölkonzerne 10% Lebensmit-
tel in unser Benzin statt hungern-
den Menschen zu helfen.

Ursachen des Flüchtlingsstroms bekämpfen

Endlich Kriege beenden 

Der Flüchtlingsdeal mit der Türkei: 

Ein geplantes Fiasko 

Wen wundert es dann noch, 
wenn sich Menschen in den Län-
dern radikalisieren oder gen 
Europa flüchten?

Hier gilt das Gleiche: Nur ein 
UMDENKEN und HANDELN –
z. B. in der EU – kann dafür sor-
gen, dass Armut und Hunger in 
den betroffenen Ländern besei-
tigt werden und die Menschen 
keinen Grund mehr haben, ihre 
Heimat zu verlassen. 

M

D as völkerrechtswidrige 
Menschenhandelsabkom-
men zwischen der EU 

und der Türkei ist erst ein paar 
Tage alt und schon jagt eine 
Skandalmeldung die nächste, und 
es zeichnet sich bereits jetzt ab, 
was demokratische Kräfte wie
verschiedene Menschenrechtsor-
ganisationen prophezeit haben: 
Das Elend der Flüchtlinge wird 
sich nicht verbessern, sondern die 
Lage wird noch prekärer werden.

So sind bereits die ersten 
Flüchtlinge aus Afghanistan wie-
der dorthin, das heißt in die Hän-
de der Taliban, abgeschoben wor-
den. Zuvor waren diese Men-
schen ohne Zugang zum Asylver-
fahren inhaftiert worden. Daran 
zeigt sich: Die Türkei, die die 
Genfer Flüchtlingskonvention nur 
mit Vorbehalten unterzeichnet 
hat, verweigert flüchtlingsrecht-
liche Minimalforderungen. Und 
sie ist nicht bereit, die verabre-
dete Garantie für die Rechte der 
Flüchtlinge durch die EU überwa-
chen zu lassen.

In Griechenland werden auf
den Inseln die „Hotspots“ zu Haft-
zentren umfunktioniert. Alle 
nach dem 20. März 2016 anlan-
denden Schutzsuchenden sollen 
dort inhaftiert werden – Kinder, 
Frauen, genauso wie schwer 
Traumatisierte. Was danach mit 
den Menschen geschieht, ist un-
gewiss. 

Die menschenunwürdige Mas-
seninhaftierung Schutzsuchender 
auf den Inseln löst international 
scharfe Kritik aus. Aus Protest 
stellen auch Hilfsorganisationen 
ihre Arbeit in den „Hotspot“-La-
gern ein. UNHCR (Flüchtlingshilfs-
werk der UNO) distanzierte sich 
deutlich: „UNHCR ist weder Teil 

des EU-Türkei-Deals, noch wer-
den wir uns an den Rückführun-
gen und Inhaftierung beteiligen“. 

Auch die Organisation „Ärzte 
ohne Grenzen“ kündigte an, dass 
alle Aktivitäten im Zusammen-

hang mit dem Hotspot auf Les-
bos eingestellt wurden und er-
klärte : „Wir werden nicht 
zulassen, dass unsere Hilfe für 
eine Massenabschiebung instru-
mentalisiert wird. Wir weigern 
uns, Teil eines Systems zu sein, 
das keine Rücksicht auf die hu-
manitären Bedürfnisse oder die 

Schutzbedürfnisse von Asylsuchen-
den und Migranten nimmt.“ An-
dere Organisationen wie das Inter-
national „Rescue Committee“ und 

„Save the Children“ haben ihre Hilfs-
maßnahmen ebenfalls eingestellt. 
Für die EU-Kommission entwickelt 
sich der Deal mit der Türkei zum 
Fiasko – für die Flüchtlinge ist es 

R

Oh wie schön ist Panama 
und 400 Journalisten aus 
80 Ländern haben daran 
gearbeitet, einen Berg von 

Daten zu entwirren und seit dem 
3. April berichten alle Medien 
nahezu täglich über Briefkasten-
firmen, Steueroasen und Geld-
wäsche.  Immer neue Namen aus 
Politik, Wirtschaft, Sport tauchen 
auf; selbst Regierungschefs sollen 
involviert sein und geraten unter 
Druck.

„Panama Papers“ heißt das 
Zauberwort. Und ein Datenleck 
bei der Kanzlei „Mossack Fon-
seca“ in der Hauptstadt des mit-
telamerikanischen Landes hat 
bewiesen was seit Jahren in der 
dubiosen Finanzwelt zum tägli-
chen Geschäft gehört. Und neu 
ist diese Erkenntnis auch nicht. 
„Mossack Fonseca” ist nur eine 

von hunderten Firmen weltweit 
mit dem gleichen Geschäft.

Insofern ist die große Empö-
rung, die viele Politiker jetzt an 
den Tag legen eher gespielt! 
Und das Bundesfinanzminister 
Schäuble (CDU) nun lautstark 
mehr Transparenz fordert ist der 
reinste Hohn.

Schließlich sind es deutsche 
Bundesregierungen die seit Jah-
ren einschneidende Maßnahmen 
gegen Steuerflucht, Vertuschun-
gen durch „off-shore-Firmen“ 
und Schwarzgeld im eigenen 
Land verhindern.

Deutschland hält laut „Netz-
werk Steuergerechtigkeit“ Platz 
8 der führenden Schattenfinanz-
plätze!
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länger sanierungsbedürftig. Es 
gibt immer weniger bezahlbaren 
Wohnraum; zugleich nehmen der 
Niedriglohnsektor, Leiharbeit und 
befristete Arbeitsverhältnisse 
zu. In der Folge steigen Armut 
und Altersarmut auch wegen der 
unterfinanzierten gesetzlichen 
Rentenversicherung an.  

Was wir brauchen sind keine 
milliardenteuren Aufrüstungs-
programme sondern endlich 
ein Umdenken für eine neue 
Friedenspolitik.

Endlich Schritte in Richtung Frieden gehen:

Rüstungsausgaben senken! 

Bootsflüchtlinge im Mittelmeer:

Das Sterben geht weiter 
Unterstützung bekommen, zu 
wenig, um ausreichend Men-
schen retten zu können”, sagte 
der Kapitän des Rettungsschiffs 

„Sea Eye” in einem Fernsehinter-
view. Statt Hilfe zu bekommen 
werden die Hilfsorganisationen 
von EU-Seite mit Vorwürfen be-
legt. Hilfsorganisationen wird die 
Zusammenarbeit mit Schleppern 
bei der Rettung von Flüchtlingen 
vorgeworfen. Dazu die „Ärzte 
ohne Grenzen“: „Es ist verstö-
rend, dass Frontex den Hilfsorga-
nisationen mit Rettungsschiffen 
über die Medien vorwirft Schlep-
per zu unterstützen, während 
die Organisation uns gleichzeitig 
nicht helfen will . Will die EU 
uns vorschlagen, wir sollten uns 
weiter aus der Zone auf dem 
Mittelmeer zurückziehen, wo das 
Risiko zu ertrinken am größten 
ist, nur um Menschenschmuggel 
schwieriger zu machen? Sollen 
wir die Menschen einfach ertrin-
ken lassen?“

Auch wenn es in den Medien 
anders dargestellt wird: die Bun-
deswehr, die im Rahmen der „EU 
Navfor Med Sophia” mit Kriegs-
schiffen im südlichen Mittelmeer 
unterwegs ist, hat offiziell kein 
Seenotrettungsmandat sondern 
deren Hauptaufgabe ist die Flücht-
lingsabwehr.


